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Einleitung  
 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

(BMU) hat mit Datum vom 30.04.2018 den Referentenentwurf einer Verord-

nung zur Einführung der Verordnung über mittelgroße Feuerungsanlagen 

(MCP-Verordnung) sowie zur Änderung der Verordnung über kleine und 

mittlere Feuerungsanlagen (1. BImSchV) vorgelegt.  

 

Mit der neuen Verordnung über mittelgroße Feuerungsanlagen sollen die Re-

gelungen der EU-Richtlinie zur Begrenzung der Emissionen bestimmter 

Schadstoffe aus mittelgroßen Feuerungsanlagen in die Luft (2015/2193; 

MCP-Richtlinie) umgesetzt werden. Laut Begründung zum Verordnungsent-

wurf gehen die vorgeschlagenen Regelungen teilweise über die Anforderun-

gen der EU-Richtlinie hinaus, da die EU-Richtlinie lediglich Mindestanfor-

derungen enthalte und nicht den Stand der Technik darstelle. Zudem sei die 

Minderung der Emissionen von Stickstoff- und Schwefeldioxiden ein wich-

tiges Ziel der Verordnung, um EU-rechtlichen Vorgaben aus der EU-Luft-

qualitätsrichtlinie (2008/50/EG) und der NERC-Richtlinie (2016/2284) ge-

nüge zu tun. 

 

Die neue MCP-Verordnung gilt für die Errichtung und den Betrieb von  

Feuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotoranlagen. Ca. 10.000 ge-

nehmigungsbedürftige mittelgroße Feuerungsanlagen und etwa 30.000 nicht 

genehmigungsbedürftige Anlagen mit einer Feuerungswärmeleistung von  

1 - 50 MW sind in Deutschland von den Anforderungen betroffen.  

 

Erfasst sind Feuerungsanlagen, in denen feste Brennstoffe wie Kohle oder 

Holz, flüssige Brennstoffe (zum Beispiel Öl) oder gasförmige Brennstoffe 

(zum Beispiel Erdgas) verbrannt werden, sowie Gasturbinenanlagen und 

Verbrennungsmotoranlagen (zum Beispiel Notstromdiesel). Es werden 

Emissionsgrenzwerte für Luftschadstoffe, Vorgaben an Messung und Über-

wachung sowie Registrierungs- und Dokumentationspflichten geregelt. 

 

Dieses Papier enthält erste Anmerkungen der Industrie zur neuen Verordnung 

über mittelgroße Feuerungsanlagen. 
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Zusammenfassung  
 

Aus Sicht der Industrie sollte der MCP-Verordnungsentwurf nachge-

bessert werden. Eine große Zahl der geplanten Emissionsgrenzwerte und 

Messvorgaben in der neuen Verordnung gehen über europäische Vorgaben 

hinaus.  

 

Der BDI ist der Auffassung, dass die neue MCP-Verordnung die Vorgaben 

der EU-Richtlinie über mittelgroße Feuerungsanlagen möglichst 1:1 umset-

zen sollte. Auch im Koalitionsvertrag zwischen den Regierungsparteien wird 

eine 1:1-Umsetzung von EU-Vorgaben als Ziel gesetzt. In Deutschland soll-

ten keine Grenzwerte vorgegeben werden, die die Unternehmen im europäi-

schen Wettbewerb benachteiligen und den Industriestandort Deutschland 

ohne sachliche Begründung schwächen. Kostenintensive Nachrüstungen und 

Mehraufwand sowie Mehrkosten im Anlagenbetrieb sollten vermieden wer-

den.  

 

Gerade kleine und mittelständische Unternehmen werden von der Verord-

nung besonders betroffen sein: Denn je kleiner die Feuerungsanlage, desto 

höher die Wahrscheinlichkeit, dass diese in mittelständischen Betrieben ge-

nutzt wird. Damit würde durch die Neuregelung fast jedes Industrieunterneh-

men in Deutschland in Mitleidenschaft gezogen, denn 99 % der Industriebe-

triebe sind Mittelständler, sie beschäftigen über 80 Prozent der Auszubilden-

den und sind mit einem Anteil von über 60 % der sozialversicherungspflich-

ten Jobs Deutschlands Arbeitsplatzgarant Nummer 1. 

 
 
1. Überblick über die wichtigsten Anmerkungen 
  

 Es sollte nicht über die Vorgaben der EU-Richtlinie über mittel-

große Feuerungsanlagen (MCP-Richtlinie) hinausgegangen wer-

den. Um deutsche Unternehmen im europäischen Wettbewerb nicht 

zu benachteiligen, sollte möglichst eine 1:1-Umsetzung angestrebt 

werden.   

 

 Verschärfte Anforderungen an Feuerungsanlagen in der Leistungs-

klasse 1 bis 50 MW Feuerungswärmeleistung lassen noch darüber 

hinausgehende, deutliche Verschärfungen für die Leistungsklasse 

ab 50 MW bei der bevorstehenden Überarbeitung der 13. BImSchV 

infolge der BREF LCP Umsetzung befürchten, die somit auch unter 

diesem Aspekt vorsorglich kritisch zu hinterfragen sind. 

 

 Es sollten – in Analogie zur MCP-Richtlinie, zur 13. BImSchV und 

zum BVT-Merkblatt Großfeuerungsanlagen (LCP) – Emissionsan-

forderungen für neue und für bestehende Anlagen differenziert fest-

gelegt werden. 
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 Für die ca. 10.000 vom Verordnungsentwurf erfassten Notstromag-

gregate sollten keine Grenzwerte für Kohlenmonoxid, Gesamtkoh-

lenstoff oder Stickoxide eingeführt werden. Die Grenzwerte für Staub 

sollten nicht soweit abgesenkt werden, dass eine Abgasnachbehand-

lung nötig wird, die für den Notbetrieb wegen möglicher Betriebsbe-

einträchtigung höchst problematisch wäre.  
 

 Die bewährten Regelungen bezüglich der Messung und Überwa-

chung von Emissionen sollten beibehalten werden. Jede zusätzliche 

Messung bedeutet Aufwand und Kosten für die Betreiber. Das 

Überwachungskonzept sollte nicht strenger sein als in der MCP-

Richtlinie, der 13. BImSchV oder dem BVT-Merkblatt Großfeue-

rungsanlagen.   

 

 Es müssen angemessene Übergangsregelungen bzw. Sanierungs-

fristen für bestehende Anlagen mit Planungssicherheit vorgesehen 

werden. Die vorgeschlagenen Sanierungsfristen sind andernfalls 

nicht ausreichend.   

 

 Es ist nicht ersichtlich, dass die Verschärfung der Vorgaben aus der 

EU-MCP-Richtlinie wegen eines fortgeschrittenen Standes der Tech-

nik erforderlich wäre.                                                     

 

Die Verschärfung der Emissionsgrenzwerte im Verordnungsentwurf 

gegenüber der EU-MCP-Richtlinie wird damit begründet, dass eine 

Anpassung an den Stand der Technik erforderlich sei. Zum einen ist 

nicht ersichtlich, aus welchen Gründen die erst Ende 2017 in Kraft 

getretene EU-MCP-Richtlinie nicht dem Stand der Technik entspre-

chen sollte. Im Gegenteil, es gibt keine aktuelleren Erkenntnisse. Die 

EU-Kommission hat in 2018 einen Informationsaustausch mit den an-

deren europäischen Mitgliedstaaten neu begonnen, um den Stand der 

Technik für mittelgroße Feuerungsanlagen zu überprüfen.   

 

Zum anderen ist in der Begründung zum Verordnungsentwurf bei den 

einzelnen Vorschriften nicht näher dargelegt, woraus sich ein fortge-

schrittener Stand der Technik ableitet. Das VG Aachen (Urteil vom 

11. Oktober 2017 – 6 K996/16) hat entschieden, dass eine Behörde 

für die Festsetzung von Emissionsgrenzwerten den Stand der Technik 

im Einzelfall nachprüfen muss. Insofern müsste erst recht für den 

Bundesgesetzgeber gelten, dass der Stand der Technik für einen 

Grenzwert in einer Verordnung überprüft und richtig abgeleitet 

wurde. Ob eine Überprüfung des Standes der Technik für die vorge-

schlagenen Grenzwerte, die die Vorgaben der MCP-Richtlinie ver-

schärfen, erfolgt ist, ist aus der Begründung zum Verordnungsentwurf 

nicht ersichtlich. 

 

Nach Auffassung des BDI sollte die Überprüfung des Standes der 

Technik auf europäischer Ebene abgewartet und nationale Allein-

gänge vermieden werden. 
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 Eine umweltpolitische Notwendigkeit für die Verschärfung der Emis-

sionsgrenzwerte für Stickstoff- und Schwefeldioxide für mittelgroße 

Feuerungsanlagen wird in der Verordnungsbegründung ebenfalls 

nicht näher ausgeführt. Als Begründung werden zwar allgemeine 

Minderungsverpflichtungen Deutschlands aufgrund der Vorgaben 

der EU-Luftqualitätsrichtlinie und der EU-NERC-Richtlinie genannt. 

Zu wieviel Prozent die Emissionen der mittelgroßen Feuerungsanla-

gen überhaupt zur Gesamtimmissionssituation in Deutschland beitra-

gen, wird nicht erläutert. Ebenfalls wird nicht beschrieben, wieviel 

Prozent die Verschärfungen der Grenzwerte gegenüber der ohnehin 

zu erwartenden Minderung aufgrund der EU-MCP-Richtlinie ausma-

chen und ob dieses „Mehr“ an Minderungen überhaupt relevant ist. 
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2. Im Einzelnen: 
 
 

Lfd

Nr. 

Stel-

lung-

neh-

men-

der 

Fundstelle Stellungnahme Textvorschläge  Begründung 

1 BDI § 1 Absatz 2 

 

Anwen-

dungsbereich 

Es sollte klargestellt 

werden, dass die 

MCP-Verordnung 

nicht für Feuerungsan-

lagen gilt, die dem 

Anwendungsbereich 

der EU-Richtlinie 

über Industrieemissio-

nen (IED; 

2010/75/EU) unterlie-

gen. 

§ 1 Absatz 2 neue Nummer: 

 

„(2) Diese Verordnung gilt nicht 

für 

1. Feuerungsanlagen, die dem An-

wendungsbereich der Richtlinie 

2010/75/EU des europäischen 

Parlaments und des Rates vom  

24. November 2010 über Indust-

rieemissionen (integrierte Vermei-

dung und Verminderung der Um-

weltverschmutzung) unterliegen;“ 

[…] 

 

Durch die Klarstellung im Anwendungsbereich können 

Doppelregelungen für Anlagen vermieden werden, die 

bereits durch die Vorgaben der IED bzw. TA Luft er-

fasst sind. Dies ist zum Beispiel erforderlich für Anla-

gen, die Teil einer bereits eigenständig geregelten An-

lage sind.  

 

Ein Beispiel hierfür sind Gießereien, die zum Schmel-

zen von Metallen sowie zum Warmhalten der flüssigen 

Schmelze Schmelz- und Warmhalteöfen einsetzen, die 

elektrisch aber auch mit konventionellen Energieträ-

gern (z. B. Gas, Koks) betrieben werden. Diese Öfen 

liegen zwar im betreffenden Feuerungswärmeleistungs-

spektrum, sind aber integrale, unselbständig betriebene 

Anlagen in der Prozesskette einer Gießerei. 

 

Ab einer Verarbeitungskapazität von mehr als 20 Ton-

nen Flüssigmetall je Tag unterliegen Gießereien mit ih-

ren Schmelz- und Warmhalteaggregaten der Industrie-

emissions-Richtlinie (IED). Die emissionsbegrenzen-

den Anforderungen sind seit 2004 im „Merkblatt über 
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Beste Verfügbare Techniken in der Gießereiindustrie“ 

beschrieben. In Deutschland legt die TA Luft die im-

missionsschutzrechtlichen Anforderungen für Gieße-

reien umfänglich fest. 

 

2 BDI § 1 Absatz 2 

Nr. 4 

 

Anwen-

dungsbereich 

Schmelzöfen sollten 

vom Anwendungsbe-

reich der MCP-Ver-

ordnung ausgenom-

men werden.    

§ 1 Absatz 2 Nr. 4: 

 

„4. Feuerungsanlagen, in denen 

die Verbrennungsprodukte unmit-

telbar zum Erwärmen, zum Trock-

nen oder zu einer anderweitigen 

Behandlung von Gegenständen  

oder Materialien genutzt werden, 

zum Beispiel Schmelz-, Wärme- 

und Wärmebehandlungsöfen und 

Hochöfen;“ […] 

 

Alternativ wäre folgende Regelung denkbar: 

 

„4. Feuerungsanlagen, in denen die Verbrennungspro-

dukte unmittelbar zum Erwärmen, zum Schmelzen, 

zum Trocknen oder zu einer anderweitigen Behandlung 

von Gegenständen oder Materialien genutzt werden, 

zum Beispiel Wärme- und Wärmebehandlungsöfen und 

Hochöfen;“ […] 

 

3 BDI § 1 Absatz 2 

 

Anwen-

dungsbereich 

Es sollte klargestellt 

werden, dass auch 

Feuerungsanlagen, in 

denen die Verbren-

nungsprodukte oder 

die Strahlungswärme 

unmittelbar zum Er-

wärmen, zum Trock-

nen oder zu einer an-

derweitigen Behand-

lung von Gegenstän-

den oder Materialien 

genutzt werden, vom 

Anwendungsbereich 

der Verordnung aus-

genommen werden. 

§ 1 Abs. 2 Nr. 4:  

 

„Feuerungsanlagen, in denen die 

Verbrennungsprodukte oder die 

Strahlungswärme unmittelbar 

zum Erwärmen, zum Trocknen  

oder zu einer anderweitigen Be-

handlung von Gegenständen oder 

Materialien genutzt werden, zum 

Beispiel Wärme- und Wärmebe-

handlungsöfen und Hochöfen.“ 

Ansonsten wäre unklar, ob zum Beispiel auch gasbe-

triebene Infrarottrockner von der Ausnahme erfasst 

sind. 
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4 BDI § 2 Neuer 

Absatz 

 

Begriffsbe-

stimmung  

 

genehmi-

gungsbedürf-

tige und nicht 

genehmi-

gungsbedürf-

tige Anlagen 

 

 

Es sollte eine Be-

griffsbestimmung für 

genehmigungsbedürf-

tige Anlagen und für 

nicht genehmigungs-

bedürftige Anlagen in 

die Verordnung neu 

aufgenommen wer-

den.  

§ 2 neuer Absatz: 

 

„Genehmigungsbedürftige An-

lage: Eine Anlage, die nach § 4 

des Bundes-Immissionsschutz-

gesetzes einer Genehmigung be-

darf.“ 

 

„Nicht genehmigungsbedürftige 

Anlage: Eine Anlage, die keiner 

Genehmigung nach dem Bun-

des-Immissionsschutzgesetz be-

darf.“ 

 

Wie in anderen Verordnungen (z. B. 31. BImSchV) 

sollte in der Begriffsbestimmung zur Klarstellung ein 

Verweis auf § 4 BImSchG erfolgen. 

5 BDI § 2  

 

Begriffsbe-

stimmung 

 

Bestehende 

Anlage 

 

 

Eine Klarstellung der 

Begriffsbestimmung 

für bestehende Anla-

gen wäre wünschens-

wert. 

Vorschlag 1:  

 

„Bestehende Anlage“ im Sinne 

dieser Verordnung ist eine Feue-

rungsanlage, 

 

1. die nach § 67 Absatz 2 oder  

§ 67a Absatz 1 des Bundes-Im-

missionsschutzgesetzes oder vor 

Inkrafttreten des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes nach § 16 Ab-

satz 4 der Gewerbeordnung anzu-

zeigen war, 

 

2. für die die erste Genehmigung 

zur Errichtung und zum Betrieb 

nach § 4 oder § 16 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes vor 

dem 19.12.2017 erteilt worden ist 

Die im Verordnungsentwurf enthaltene Definition für 

bestehende Anlagen gibt den Text der MCP-Richtlinie 

wieder: 

 

„Bestehende Anlagen sind solche, die vor dem 

20.12.2018 in Betrieb genommen wurden. Ferner sind 

bestehende Anlagen solche, für die vor dem 19.12.2017 

nach § 4 oder § 16 des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes eine Genehmigung erteilt wurde, sofern die Anlage 

spätestens am 20. Dezember 2018 in Betrieb genom-

men wurde.“ 

 

Die Definition könnte entweder analog zur Definition 

der bestehenden Anlage in der 13. und 17. BImSchV 

formuliert werden. Eine weitere Möglichkeit wäre, nur 

auf das Datum der Inbetriebnahme abzustellen. 

 

Die Stichtage wären entsprechend dem Zeitpunkt des 

Inkrafttretens der Verordnung anzupassen. 
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und die vor dem 20.12.2018 in 

Betrieb gegangen ist, oder 

 

3. für die der Betreiber vor dem 

19.12.2017 einen vollständigen 

Genehmigungsantrag zur Errich-

tung und zum Betrieb nach § 4  

oder § 16 des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetzes gestellt hat und 

die vor dem 20.12.2018 in Betrieb 

gegangen ist.“ 

 

Vorschlag 2: 

 

„Bestehende Anlage“ im Sinne 

dieser Verordnung ist eine Feue-

rungsanlage, die vor dem [Zeit-

punkt des Inkrafttretens] in Be-

trieb gegangen ist.“ 

 

 

6 BDI § 3 Nr. 2  

 

Bezugssauer-

stoffgehalt 

 

Feuerungsan-

lagen feste 

Brennstoffe  

Bezugssauerstoffge-

halt nicht herabset-

zen: 

 

Der Bezugssauerstoff-

gehalt sollte entspre-

chend geltendem 

Recht (TA Luft) aus-

gestaltet werden. Ent-

sprechend sollten bei 

Kohle, Koks, Koh-

lebriketts: 7 % O2 

§ 3 Bezugssauerstoffgehalt  

 

„Emissionsgrenzwerte beziehen 

sich auf einen Volumengehalt an 

Sauerstoff im Abgas von  

1. […] 

2. 6 Prozent bei Feuerungsanlagen 

für feste Brennstoffe, ausgenom-

men  

 bei Kohle, Koks, Kohlebriketts: 

7 % O2 

 bei Torfbriketts, Brenntorf oder 

naturbelassenem Holz: 11 % O2 

Die Verwendung ausschließlich eines niedrigeren Be-

zugssauerstoffgehalts führt zu Grenzwertverschärfun-

gen bei allen Luftschadstoffen.  

 

Die Herabsetzung des Bezugssauerstoffs von 11 % auf  

6 % führt zu einer Verschärfung bzw. Reduzierung der 

jetzigen Grenzwerte um ein Drittel. Dies ist insbeson-

dere für bestehende Anlagen problematisch. 

 

Gemäß derzeit geltender TA Luft sind bei Kohle, Koks, 

Kohlebriketts: 7 % O2, bei Torfbriketts, Brenntorf oder 

naturbelassenem Holz: 11 % O2 statt 6 % O2 gemäß 

Verordnungsentwurf anzuwenden.  
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 bei Torfbriketts, 

Brenntorf oder natur-

belassenem Holz:  

11 % O2 statt 6 % O2 

gelten.   

 

[…]“  

Um Grenzwertverschärfungen bei allen Luftschadstof-

fen zu vermeiden könnte auch eine Berücksichtigung 

bei der Grenzwertfestlegung ab § 9 ff erfolgen. 

 

7 BDI § 3 Nr. 4  

 

Bezugssauer-

stoffgehalt 

 

Verbren-

nungsmotor-

anlagen 

Bezugssauerstoffge-

halt nicht herabset-

zen: 

 

Der Bezugssauerstoff-

gehalt sollte sich an 

den Vorgaben der 

MCP-Richtlinie, also 

15 % O2, orientieren. 

§ 3 Bezugssauerstoffgehalt  

 

„Emissionsgrenzwerte beziehen 

sich auf einen Volumengehalt an 

Sauerstoff im Abgas von  

[…] 

4. 5 15 Prozent bei Verbrennungs-

motoranlagen.“  

Die Verwendung ausschließlich eines niedrigeren Be-

zugssauerstoffgehalts führt zu Grenzwertverschärfun-

gen bei allen Luftschadstoffen. 

 

Gemäß der MCP-Richtlinie sind für Verbrennungsmo-

torenanlagen 15 % O2 als Bezugssauerstoffwert ausge-

wiesen statt 5 % O2 gemäß Verordnungsentwurf anzu-

wenden. 

 

Um Grenzwertverschärfungen bei allen Luftschadstof-

fen zu vermeiden könnte auch eine Berücksichtigung 

bei der Grenzwertfestlegung ab § 9 ff erfolgen. 

 

8 BDI § 4 Absatz 2 

 

Aggrega- 

tionsregeln 

In § 4 Absatz 2 sollte 

eine Formulierung 

entsprechend der  

13. BImSchV gewählt 

werden. 

 

§ 4 Absatz 2: 

 

„Absatz 1 gilt auch, wenn in einer 

gemeinsamen Anlage die Abgase 

aus zwei oder mehr gesonderten 

Feuerungsanlagen unter Berück-

sichtigung technischer und wirt-

schaftlicher Faktoren gemeinsam 

über einen Schornstein abgeleitet 

werden könnten können.“  

 

Die in dem Entwurf der MCP-Verordnung enthaltene 

Regelung ist nicht konkret genug. Zudem wird eine für 

die Prüfung niedrigere unkonkretere Schwelle als in 

der 13. BImSchV § 3 (2) für die beurteilende Behörde 

festgelegt. Dies sollte vermieden werden. 
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9 BDI § 4 Absatz 3 

 

Aggregati-

onsregeln 

Es sollte eine untere 

Grenze für die Aggre-

gation eingeführt wer-

den, sodass nicht alle 

gesonderten Feue-

rungsanlagen mit ei-

ner Feuerungswärme-

leistung unter 1 MW 

berücksichtigt werden. 

 

 

§ 4 Absatz 3: 

 

„Bei einer in den Absätzen 1 und 

2 beschriebenen Kombination ge-

sonderter Feuerungsanlagen wer-

den auch gesonderte Feuerungsan-

lagen mit einer Feuerungswärme-

leistung unter 1 ab 0,5  Megawatt 

berücksichtigt.“ 

 

Auch bei mittelgroßen Feuerungsanlagen wird für die 

betriebliche Bewertung und Handhabung eine sinnvolle 

Untergrenze hinsichtlich der in die Aggregation einzu-

beziehenden Anlagen benötigt. 

 

In § 4 Abs. 3 werden alle Anlagen < 1 MW erfasst. 

Entsprechend der 13. BImSchV ist nun eine Abgren-

zung zu Kleinfeuerungsanlagen notwendig. Ohne eine 

untere Grenze müssten zum Beispiel jede kleinere Ge-

bäudeheizung und kleinere Notaggregate mitgezählt 

werden. 

 

10 BDI § 5 Absatz 2  

 

Registrierung 

von Feue-

rungsanlagen 

 

Übergangs-

frist 

Die in der MCP-

Richtlinie vorgese-

hene Übergangsfrist 

sollte umgesetzt wer-

den.  

 

§ 5 Absatz 2 

 

„Abweichend von Absatz 1 hat 

der Betreiber einer nicht genehmi-

gungsbedürftigen bestehenden 

Anlage die zuständige Behörde 

bis zum 1. Dezember 2023 2028 

über diese schriftlich oder elektro-

nisch zu unterrichten und dabei 

die in Anlage 1 genannten Anga-

ben mitzuteilen.“ 

 

Für bestehende Anlagen von höchstens 5 MW lässt  

die MCP-Richtlinie Übergangsfristen bis zum  

1. Januar 2029 zu. Eine Verschärfung des europäischen 

Rechts sollte vermieden werden. 

11 BDI § 6 Absatz 2 Es sollte klargestellt 

werden, welche Infor-

mationen mit von der 

zuständigen Behörde 

"übersandte Informati-

onen“ gemeint sind.  
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12 BDI § 9 Absatz 2 

Nr. 1 

 

Emissions-

grenzwert  

 

Gesamtstaub 

bei festen 

Brennstoffen 

Der Grenzwert für Ge-

samtstaub sollte für 

Anlagen > 15 MW ge-

genüber der MCP-RL 

nicht verschärft wer-

den. Prinzipiell sollte 

bei Einsatz von festen 

Brennstoffen in diesen 

Anlagen der Grenz-

wert von 20 mg/m³ 

gelten. 

 

§ 9 Absatz 2: 

„Der Gesamtstaub im Abgas darf 

folgende Massenkonzentrationen 

nicht überschreiten:  

1. bei Anlagen mit einer Feue-

rungswärmeleistung von 15 Me-

gawatt oder mehr 10 20 mg/m3;“  

 

Mit einer Absenkung auf 10 mg/Nm³ würde die Bun-

desregierung aus dem gerade im LCP BREF ermittel-

ten Stand der besten verfügbaren Technik mit einem 

BAT-AEL von 4 bis 25 mg/Nm³ für Anlagen von 100 

bis 300 MW für deutlich kleinere Anlagen sehr ambiti-

oniert den niedrigeren Bereich wählen, während das 

obere Ende schon für größere Anlagen mit 100 MW 

belegt und zutreffend ist. 

13 BDI § 9 Absatz 3 

Nr. 2  

 

Emissions-

grenzwert  

 

NOX bei fes-

ten Brenn-

stoffen 

 

Der Grenzwert für  

Anlagen, die andere 

als Biobrennstoffe 

einsetzen, sollte nicht 

über den Grenzwert 

für Neuanlagen der 

MCP-Richtlinie  

(0,3g/m³) hinausge-

hen.  

§ 9 Absatz 3  

„2. bei Einsatz von sonstigen 

Brennstoffen 0,20 0,30 g/m³.“  

 

Der Grenzwert für Neuanlagen sollte entsprechend 

den Vorgaben der MCP-Richtlinie bei 300 mg/m³ 

festgesetzt werden. Der im MCP-Verordnungsent-

wurf vorgeschlagene Grenzwert von 200 mg/m³ wird 

abgelehnt.  

 

Die Umsetzung der Anforderungen aus der MCP-

Richtlinie hinsichtlich Schwefel- und Stickstoffoxi-

den bedingen einen wesentlichen Technologiewech-

sel in der Abluftbehandlung, der den Betreibern zu-

künftig sehr umfangreiche zusätzliche Aufwendungen 

auferlegt. Eine Verschärfung der Grenzwerte bei den 

Stickstoffoxiden über die Vorgaben der MCP-Richtli-

nie hinaus würde die deutschen Unternehmen im eu-

ropäischen Wettbewerb benachteiligen. Eine Ver-

schärfung wäre zudem unverhältnismäßig, da diese 

einen Technologiewechsel zu SCR/SNCR-Anlagen 

bedeuten würde, der in keinem wirtschaftlich ausge-

wogenen Verhältnis zur erreichbaren Emissionsmin-

derung steht. Hinzu kommt, dass die Minderung von 
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Stickoxiden auf der anderen Seite höhere Ammoniak-

emissionen nach sich ziehen würde. 

 

Der Grenzwert der MCP-Richtlinie von 300 mg/m³ 

hingegen kann in Neuanlagen voraussichtlich mit feu-

erungstechnischen Maßnahmen ohne die o. g. zusätz-

lichen Ammoniakemissionen erreicht werden.  

 

14 BDI § 9 Absatz 5 

 

Emissions-

grenzwert  

 

SO2 bei fes-

ten Brenn-

stoffen 

Der Grenzwert für 

SO2 bei festen Brenn-

stoffen sollte leicht 

korrigiert werden. 

 

§ 9 Absatz 5: 

 

„Bei Einsatz von fossilen Brenn-

stoffen dürfen die Emissionen an 

Schwefeldioxid und Schwefeltri-

oxid im Abgas folgende Massen-

konzentrationen, angegeben als 

Schwefel-dioxid, nicht überschrei-

ten:  

1. bei Wirbelschichtfeuerungen 

0,35 0,375 g/m3,“ 

Die derzeit geltende TA Luft verlangt  bei Einsatz von 

Kohle, Koks, etc. die Einhaltung eines Grenzwerts von 

350 mg/Nm³ allerdings bei einem O2-Bezugssauerstoff-

wert von 7 % O2. Bezogen auf einen Bezugssauerstoff-

wert von 6 % O2 berechnet sich der Grenzwert zu  

375 mg/Nm³. 

 

Mit Korrektur auf den niedrigeren Bezugssauerstoff-

wert fällt der Verordnungsentwurf zwar nicht hinter 

den Stand der TA Luft zurück. Wirbelschichtkessel 

werden dadurch aber insbesondere gegenüber beste-

henden anderen Kesseln in Europa deutlich und gegen-

über Neuanlagen geringfügig benachteiligt werden. 

 

15 BDI § 9 Absatz 6  

 

Emissions-

grenzwert  

 

SO2 bei Bio-

brennstoffen 

Die Grenzwerte der 

MCP-Verordnung 

sollten an die der 

MCP-Richtlinie ange-

lehnt werden. 

§ 9 Absatz 6. 

 

„Bei Einsatz von Biobrennstoffen 

dürfen die Emissionen an Schwe-

feldioxid und Schwefeltrioxid, an-

gegeben als Schwefeldioxid, im 

Abgas folgende Massenkonzent-

rationen nicht überschreiten:  

1. bei Anlagen mit einer Feue-

rungswärmeleistung von 20 Me-

gawatt oder mehr 0,10 0,20 g/m³,“ 

Die Verschärfung der SO2-Grenzwerte gegenüber der 

MCP-Richtlinie ist unverhältnismäßig und sollte nicht 

erfolgen. 
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16 BDI § 9 Absatz 6 

 

Emissions-

grenzwert  

 

SO2 bei na-

turbelasse-

nem Holz 

 

Die Ausnahme des 

Satz 1 für den Schwe-

feldioxidgrenzwert 

sollte auf „Holzab-

fälle“ erweitert wer-

den.  

3 ) Absatz 6: 

 

„[…]Satz 1 gilt nicht beim Einsatz 

von naturbelassenen Holzabfäl-

len.“ 

Der Einsatz von AI/AII Holz („Holzabfälle“ nach Defi-

nition) statt lediglich AI („naturbelassenes Holz“) stellt 

keine wesentliche Verschlechterung der Emissions- 

situation dar. 

 

17 BDI § 9 Absatz 8 

 

Emissions-

grenzwert  

 

Gesamtkoh-

lenstoff bei  

festen Brenn-

stoffen 

 

Bei Einsatz von natur-

belassenem Holz 

sollte ein Emissions-

grenzwert für Gesamt-

kohlenstoff von  

15 mg/m³ gelten. 

§ 9 Absatz 8 Neu: 

 

„Abweichend gilt bei Einsatz 

von naturbelassenem Holz 15 

mg/m³.“ 

Der bestehende Emissionsgrenzwert für Gesamtkohlen-

stoff von 10 mg/m³ (11 % Bezugssauerstoffgehalt) ist 

für bestehende Anlagen bereits jetzt schwer einhaltbar. 

Verschärfungen um ein Drittel durch den veränderten 

Bezugssauerstoffgehalt sind dann erst recht schwer ein-

haltbar. Es besteht die Gefahr von Stilllegungen beste-

hender Anlagen. 

 

18 BDI § 9 Absatz 9 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Quecksilber 

bei fossilen 

Brennstoffen 

 

Die Verschärfung des 

Emissionsgrenzwertes 

für Quecksilber von 

0,05 mg/m³ gemäß 

geltender TA Luft auf 

0,01 mg/m³ sollte 

grundsätzlich über-

dacht werden. 

 Für neue Anlagen wurde der Emissionsgrenzwert für 

Quecksilber gegenüber den Regelungen der geltenden 

TA Luft verschärft. Damit gilt für neue Anlagen ein 

Emissionswert wie er für Anlagen größer 50 MW ab 

2019 im Jahresmittel gilt. Diese Verschärfung ist nicht 

nachvollziehbar. Für die gewählte Emissionsbegren-

zung ist nach unseren Erkenntnissen aktuell keine Da-

tengrundlage verfügbar. Vor der Festlegung verschärf-

ter Grenzwerte auch für mittelgroße Feuerungsanlagen 

sollte zunächst eine entsprechende Datengrundlage ge-

schaffen werden. 

 

Die Bundesregierung führt in einer Kleinen Anfrage 

(Drucksache 18/8144 vom 13.04.2016) aus, dass die 



BDI-Stellungnahme zur MCP-Verordnung 

 

 
Seite 15 von 30 

 

durch eine Veränderung der Emissionsgrenzwerte er-

reichbare Verminderung von Quecksilber in der Um-

welt, gemessen an den gesamten Quecksilberemissio-

nen, marginal sei (bei Anwendung der strengeren US-

amerikanischen Grenzwerte auf Kohlekraftwerke). In-

soweit sei ein nennenswert höherer Schutz der mensch-

lichen Gesundheit nur durch eine globale Verminde-

rung der Quecksilbererträge zu erwarten. 

 

19 BDI § 9 Absatz 9 

 

Emissions-

grenzwert  

 

Quecksilber 

bei Holzab-

fällen  

 

Holzabfälle sollten ge-

nerell vom Quecksil-

bergrenzwert ausge-

nommen werden.  

§ 9 Absatz 9: 

 

„Bei Einsatz von fossilen Brenn-

stoffen oder Holzabfällen dürfen 

die Emissionen an Quecksilber im 

Abgas die Massenkonzentration 

von 0,01 mg/m³ nicht überschrei-

ten.“  

 

Nach Definition geht es dabei um AI/AII-Holz, wel-

ches für die Emission dieses Schadstoffs unerheblich 

ist. 

 

 

20 BDI § 9 Absatz 17 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Schwefeldio-

xid bei fossi-

len Brenn-

stoffen 

§ 9 Absatz 17 müsste 

auf § 9 Absatz 5 Be-

zug nehmen, in dem 

Vorgaben für die fos-

silen Brennstoffe ent-

halten sind, und nicht 

auf Absatz 6. 

§ 9 Absatz 17: 

 

„Abweichend von Absatz 6 Ab-

satz 5 dürfen bei Einsatz fossiler 

Brennstoffe …“ 

 

21 BDI § 10 Absatz 5 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Die Emissionswerte 

für Stickstoffoxide der 

geltenden TA Luft 

sollten in der MCP-

Verordnung beibehal-

 Die derzeitigen NOX-Emissionswerte gehen bereits 

über die Anforderungen der MCP-Richtlinie hinaus. 

Eine weitere Verschärfung ist europarechtlich nicht  

gefordert. 
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Stickstoff-

oxide bei 

flüssigen 

Brennstoffen 

ten werden. Eine Ver-

schärfung der NOX -

Emissionswerte wird 

abgelehnt. 

 

Zumindest sollte aus Gründen der Verhältnismäßigkeit 

eine Ausnahme für Altanlagen oder eine Übergangsre-

gelung von 10 Jahren eingeführt werden. 

 

(Bemerkung: Die Anmerkungen beziehen sich auf An-

lagen, die mit Heizölen nach DIN 51603/51603 betrie-

ben werden.) 

 

22 BDI § 11 Absatz 1 

Nr. 4  

NOX  

Emissions-

grenzwert 

 

Stickstoff-

oxide  

 

Der Grenzwert sollte 

auf 250 mg/Nm³ ange-

passt werden, zumin-

dest bis zum Ablauf 

der Übergangsfrist der 

MCP-Richtlinie. 

 

§ 11 Absatz 1: 

 

„4. die Emissionen an Stickstoff-

oxiden, angegeben als Stickstoff-

dioxid, eine Massenkonzentration 

von 200 250 mg/m3 nicht über-

schreiten.“ 

 

23 BDI   § 13 Absatz 3 

Nr. 1 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Stickstoffdi-

oxid bei gas-

förmigen 

Brennstoffen  

 

Die Emissionsgrenz-

werte für Stickstof-

foxide sollten entspre-

chend den Vorgaben 

der MCP-Richtlinie 

ausgestaltet werden. 

 Der vorgeschlagene Emissionsgrenzwert von 0,1 g/m³ 

ist schwer realisierbar. Für effiziente Heizanlagen und 

Brennprozesse wird regelmäßig ein Wert von 0,5 g/m³ 

erreicht. Die vorgeschlagene Absenkung kann für 

Heizprozesse nur mit deutlich erhöhten CO2-Emissio-

nen realisiert werden. Für viele Anwendungen kann 

dieser Wert nach dem aktuellen Stand der Technik 

nicht realisiert werden. 

 

Bei Betrieb mit Gas der öffentlichen Gasversorgung ist 

bei einem Wirkungsgrad von 84 % ein NOX-Wert von 

<100 mg/m³ nicht realisierbar. Dieser Wert würde zu 

einer Abschaltung der Maschinen führen, da eine 

Nachrüstung zu einer Wirkungsgradverschlechterung 

und somit zu erheblichen CO2-Emissionen führt. 
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Es gibt nur einige wenige Brennertypen bzw. -herstel-

ler die die 100 mg/m3 einhalten können. Es handelt sich 

um sehr hochpreisige Anlagen, da diese technisch sehr 

anspruchsvoll sind. Bei Anlagen mit einer sehr hohen 

Verbrennungstemperatur (falls der Prozess in der An-

lage dieses erfordert) steigt die NOX-Emission aus phy-

sikalischen Gründen über den geforderten Grenzwert. 

 

Der NOX-Wert müsste daher abhängig von der Ver-

brennungstemperatur ausgestaltet werden oder es sollte 

eine Öffnungsklausel in Abhängigkeit von einer erfor-

derlichen Verbrennungstemperatur (z. B. 1200 Grad 

Celsius) geben. 

 

Eine sog. Denox-Anlage zur Reduzierung des NOX ist 

bei großen Feuerungsanlagen einsetzbar (siehe Grenz-

wert von 100 mg/m3 in der IED und MCP-Richtlinie). 

Für kleine Anlagen sind diese nicht auf dem Markt zu 

erwerben, da bisher kein Bedarf bestand und unter-

schiedliche Brennersteuerungsverfahren berücksichtigt 

werden müssten. Aus gutem Grund wird bei kleinen 

Anlagen (Haushaltsheizungen, kleinen Thermoprozess-

anlagen) kein NOX und/oder SOX-Grenzwert gefordert. 
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24 BDI § 13 Absatz 4 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Schwefeloxid 

bei gasförmi-

gen Brenn-

stoffen 

 

Die Emissionsgrenz-

werte für Schwefel-

oxid sollten nicht über 

die Vorgaben der 

MCP-Richtlinie hin-

ausgehen. 

 Für gasförmige Brennstoffe (wie z. B. Bio- und Klär-

gas) sollte auch bezüglich der Schwefeloxidkonzentra-

tion keine über die Werte der MCP-Richtlinie hinaus-

gehende Verschärfung erfolgen (Bestandsanlagen  

≤ 5 MW 200 mg SO2/Nm³ und Bestandsanlagen  

> 5 MW z. B. 170 mg SO2/Nm³ für Biogas). 

 

25 BDI § 14 Abs. 1 

Satz 2 

Bei nicht genehmi-

gungsbedürftigen mit-

telgroßen Feuerungs-

anlagen unter 10 MW 

Feuerungswärmeleis-

tung sollte für beste-

hende Anlagen ein ab-

weichender Emissi-

onsgrenzwert für 

Stickstoffdioxid gere-

gelt werden. 

 

Es könnte wie folgt geregelt wer-

den: 

 

„Abweichend von Abs. 1 Satz 2 

Nummer 2 dürfen bei bestehen-

den Anlagen die Emissionen an 

Stickstoffdioxid eine Massen-

konzentration von 150 mg/m³ 

nicht überschreiten.“ 

 

Die Einhaltung des in § 14 Abs. 1 Satz 2 vorgeschlage-

nen Emissionsgrenzwertes für Stickstoffdioxid von  

100 mg/m³ ist für Altanlagen schwierig und würde die 

Gefahr von Stilllegungen bestehender Anlagen oder 

aufwändige Nachrüstungen bedeuten. Die Beibehal-

tung des bisherigen Emissionsgrenzwertes von  

150 mg/m³ ist dagegen einhaltbar und sollte für beste-

hende Anlagen beibehalten werden. 

26 BDI § 15 Absatz 3 

Satz 2 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Kohlen- 

monoxid 

für Gasturbi-

nenanlagen 

 

Die Anforderung an 

die Emissionen an 

Kohlenmonoxid im 

Abgas bei Lasten  

< 70 % sollten auf 

neue oder wesentlich 

zu ändernde Gasturbi-

nen beschränkt wer-

den. 

§ 15 Abs. 3 Satz 2 sollte wie folgt 

formuliert werden: 

 

„Für den Betrieb bei Lasten unter 

70 Prozent legt die zuständige Be-

hörde bei neuen oder wesentlich 

zu ändernden Gasturbinen den 

zu überwachenden Teillastbereich 

sowie die in diesem Bereich ein-

zuhaltende Emissionsbegrenzung 

im Einzelfall fest.“ 

Die neuen Anforderungen für den Teillastbereich für 

CO sollten nur für neue oder wesentlich zu ändernde 

Gasturbinen gelten, um unverhältnismäßige Maßnah-

men in dieser Leistungsklasse mit entsprechend relativ 

niedrigem Emissionsniveau zu vermeiden. Die Bedeut-

samkeit von/der Fokus auf CO-Emissionen in Abhän-

gigkeit von der jeweiligen Emissionshöhe in der Au-

ßenluft verbleibt unklar. 
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27 BDI § 15 Abs. 4 

Satz 2 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Stickstoff-

oxide für 

Gasturbinen-

anlagen 

 

Die Anforderungen an 

die Emissionen an 

Stickstoffmonoxid 

und Stickstoffdioxid 

im Abgas sollten bei 

Lasten < 70 % auf 

neue oder wesentlich 

zu ändernde Gasturbi-

nen beschränkt wer-

den. 

§ 15 Abs. 4 Satz 2 sollte wie folgt 

formuliert werden: 

 

„Für den Betrieb bei Lasten unter 

70 Prozent legt die zuständige Be-

hörde bei neuen oder wesentlich 

zu ändernden Gasturbinen den 

zu überwachenden Teillastbereich 

sowie die in diesem Bereich ein-

zuhaltende Emissionsbegrenzung 

im Einzelfall fest.“ 

 

Die neuen Anforderungen für den Teillastbereich für 

NOX sollten nur für neue oder wesentlich zu ändernde 

Gasturbinen gelten, um unverhältnismäßige Maßnah-

men an bereits mit DLN ausgestatteten Gasturbinen in 

dieser Leistungsklasse mit entsprechend relativ niedri-

gem Emissionsniveau zu vermeiden. 

 

28 BDI § 15 Abs. 10 

Satz 1 

 

Emissions-

grenzwert 

Schwefel-

oxide für 

Gasturbinen-

anlagen 

 

Bei Einsatz von Erd-

gas sollten die Anfor-

derungen des § 13 Ab-

satz 4 an die Emissio-

nen von Schwefeloxi-

den nicht gelten. 

§ 15 Abs. 10 Satz 1 sollte wie 

folgt formuliert werden: 

 

„Bei Einsatz gasförmiger Brenn-

stoffe (ausgenommen Erdgas) 

gelten die Anforderungen des § 13 

Abs. 4 an die Emissionen von 

Schwefeloxiden entsprechend.“ 

 

Die MCP-Richtlinie sieht für Erdgas die SOX-Anforde-

rung nicht vor. Auch das geltende Recht enthält für 

Erdgas im anlagespezifischen Teil der gültigen  

TA Luft keine entsprechenden Vorschriften. 

29 BDI § 16 

 

Emissions-

grenzwert 

Verbren-

nungsmotor-

anlagen 

 

Notstromag-

gregate 

Anlagen, die nicht 

mehr als 500 Betriebs-

stunden pro Jahr im 

Betrieb sind, sollten 

gemäß Art. 6 Abs. 3 

der MCP-Richtlinie 

von bestimmten Emis-

sionsgrenzwerten be-

freit werden. 

 

 Der MCP-Verordnungsentwurf erfasst vermutlich etwa 

10.000 Notstromaggregate. Notstromaggregate sind 

nach dem Verständnis der Industrie nicht Gegenstand 

der TA Luft, da sie durch die 4. BImSchV von einer 

Genehmigungspflicht ausgenommen sind. 

 

Gleichzeitig enthält die MCP-Richtlinie in Art. 6 eine 

Regelung, nach der bestimmte Anlagen von den Emis-

sionsgrenzwerten der Richtlinie ausgenommen werden 

können. Art. 6 bestimmt: „Die Mitgliedstaaten können 
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Die Grenzwerte für 

Staub sollten nicht so 

weit abgesenkt wer-

den, dass eine Abgas-

nachbehandlung nötig 

wird.  

 

Des Weiteren sollten 

Anlagen, die aus-

schließlich dem Not-

betrieb dienen, keinen 

Grenzwert für Koh-

lenmonoxid, Gesamt-

kohlenstoff oder 

Stickoxide bekom-

men. 

bestehende mittelgroße Feuerungsanlagen, die im glei-

tenden Durchschnitt über einen Zeitraum von fünf  Jah-

ren nicht  mehr  als  500  Betriebsstunden pro  Jahr  in  

Betrieb  sind,  von  der  Einhaltung der in Anhang II 

Teil 1 Tabellen 1, 2 und 3 festgelegten Emissions-

grenzwerte befreien.“ 

  

Die Grenzwerte für Staub sollten daher nicht soweit ab-

gesenkt werden, dass eine Abgasnachbehandlung nötig 

wird.  

 

Des Weiteren sollten Anlagen, die ausschließlich dem 

Notbetrieb dienen, keinen Grenzwert für Kohlenmono-

xid, Gesamtkohlenstoff oder Stickoxide bekommen.  

 

Die Grenzwerte sollten so gewählt werden, dass sie 

sich mit innermotorischen Maßnahmen erfüllen lassen. 

Die Industrie empfiehlt stattdessen, den Grenzwert von 

0,080 g/m3 aus der TA Luft 2002 fortzuschreiben. Die-

ser Wert ist praxisnah und lässt sich mit innermotori-

schen Maßnahmen einhalten.  

 

Systeme zur Abgasnachbehandlung (insbesondere voll-

beladene Partikelfilter) stellen eine mögliche Betriebs-

beeinträchtigung dar. Gerade für den Notantrieb ist 

diese Beeinträchtigung hochproblematisch.  

 

30 BDI § 16 Absatz 5 

 

Emissions-

grenzwert 

 

Die Verschärfung des 

Emissionswertes von 

0,3 g/m³ auf 0,1 g/m³ 

geht über die Vorga-

§ 16 Absatz 5: 

 

„Die Emissionen an Kohlenmono-

xid im Abgas dürfen folgende 

Massenkonzentration nicht über-

schreiten: 

Bei Kohlenstoffmonoxid wird für „Motoren, die nicht 

mit unter Nummer 1 genannten Brennstoffen (z. B. mit 

Gasen der öffentlichen Gasversorgung oder Flüssiggas) 

betrieben werden", vorgeschlagen, den Emissionswert 
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Kohlen- 

monoxid bei 

Verbren-

nungsmotor-

anlagen 

ben der MCP-Richtli-

nie hinaus und sollte 

nicht erfolgen. 

1.[…] 

 

2. bei Motoren, die mit nicht unter 

Nummer 1 genannten Brennstof-

fen (insbesondere mit Gasen der 

öffentlichen Gasversorgung oder 

Flüssiggas) betrieben werden 0,10 

g/m³ 0,3 g/m³.“ 

von 0,3 g/m³ auf 0,1 g/m³ abzusenken. Diese Verschär-

fung ist abzulehnen, da sie aus europäischem Recht 

nicht ableitbar ist.  

 

Im Übrigen gibt es auch technische Bedenken gegen 

diese Emissionswerte. Denn selbst bei neu installierten 

Anlagen sind die vorgesehenen Emissionswerte für CO 

und NOX nicht sicher einhaltbar, sodass aufwändige 

und teure Nachrüstungen erforderlich wären.   

  

Zudem sollten angemessene Übergangsregelungen für 

Neuentwicklungen geschaffen werden, um den Herstel-

lern zu ermöglichen, die Anforderungen überhaupt 

technisch umsetzen zu können. Ausgehend von Zeit-

räumen für Fertigung und Beschaffung von Prototypen 

sowie Dauerlauferprobung von ca. 1,5 Jahren ist eine 

Entwicklungsdauer von insgesamt drei Jahren ab ver-

bindlicher Definition der Anforderungen zwingend er-

forderlich. 

 

31 BDI § 16 Absatz 6 

 

Emissions-

grenzwerte  

 

Stickstoff- 

oxide bei 

Verbren-

nungsmotor-

anlagen 

 

Die Emissionsgrenz-

werte für Stickstoff-

oxide bei Verbren-

nungsmotoranlagen 

sollten entsprechend 

den Vorgaben der 

MCP-Richtlinie aus-

gestaltet werden. 

 Für Stickstoffoxide wird bei Motoren, „die mit anderen 

als unter Nummern 1 bis 3 genannten Brennstoffen  

(z. B. mit Gasen der öffentlichen Gasversorgung oder 

Propangas) betrieben werden“, ein Emissionswert für 

NOX von 0,1 g/m³ vorgeschlagen.  

 

Die geltenden Werte liegen jedoch bei 0,5 g/m³ (Zünd-

strahl- und Magergasmotoren) bzw. 0,25 g/m³ (sonstige 

Viertakt-Otto-Motoren). Eine solche Verschärfung 

wird abgelehnt.  

 

Hinsichtlich der Stickstoffoxide sollten ausschließlich 

die europarechtlichen Vorgaben der MCP-Richtlinie 
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1:1 umgesetzt werden. Für eine darüber hinausgehende 

Regelung gibt es keine Rechtfertigung. Es sollten daher 

die Werte aus der MCP-Richtlinie maßgeblich sein: 

Für Bestandsanlagen 0,5 g/Nm³ (entspricht dem MCP-

Emissionswert 0,19 g/Nm³ umgerechnet auf Bezugs-

sauerstoffgehalt von 5 %); für Neuanlagen: 0,27 (ent-

spricht dem MCP-Emissionswert 0,10 g/Nm³ umge-

rechnet auf Bezugssauerstoffgehalt von 5 %; Erläute-

rung: die MCP-Werte beziehen sich auf eine Bezugs-

sauerstoffgehalt von 15 % und sind daher umzurech-

nen). 

 

32 BDI § 20 neue Re-

gelung 

 

Messungen 

nur soweit 

Emissions-

grenzwerte 

festgelegt 

sind 

Entsprechend § 20 der 

13. BImSchV sollte 

klargestellt werden, 

dass die Messungen 

von luftverunreinigen-

den Komponenten nur 

zu erfolgen haben, so-

weit Emissionsgrenz-

werte/ -begrenzungen 

festgelegt sind. 

 

In Abschnitt 3 vor § 20 sollte fol-

gende Klarstellung eingefügt wer-

den: 

 

„Die Messungen haben nur zu 

erfolgen soweit Emissionsgrenz-

werte/ -begrenzungen festgelegt 

sind.“ 

 

Die Vorgabe von Messungen, ohne dass Emissions-

grenzwerte für die entsprechenden Schadstoffe festge-

legt wären, ist unverhältnismäßig. Jede zusätzliche 

Messung bedeutet Aufwand und Kosten für die Betrei-

ber. 

33 BDI § 20 

 

Kontinuierli-

che Messun-

gen 

 

 

Die kontinuierlichen 

Messverpflichtungen 

sollten nicht ausge-

weitet werden.  

 

Die in der TA Luft 

2002 getroffenen Re-

gelungen sollten bei-

behalten werden. Für 

„§ 20 Messungen an Feuerungs-

anlagen bei Einsatz von festen 

Brennstoffen 

 

(1) Bei Feuerungsanlagen mit ei-

ner Feuerungswärmeleistung über 

20 25 Megawatt ist die Massen-

konzentration der Gesamtstaub-

Emissionen kontinuierlich zu er-

mitteln. Absatz 6 bleibt unberührt. 

Zukünftig sollen Feuerungsanlagen mit einer Feue-

rungswärmeleistung von 20 MW oder mehr (bisher  

25 MW) Massenkonzentrationen an staubförmigen 

Emissionen, an Stickstoffoxiden und soweit nicht aus-

schließlich mit naturbelassenem Holz betrieben werden 

an Schwefeloxiden kontinuierlich ermitteln. Die MCP-

Richtlinie sieht die kontinuierliche Messung lediglich 

als Option zur regelmäßigen Emissionsberichterstat-

tung vor (Anhang III, Teil 1 Nummer 7). Bei der im 

MCP-Verordnungsentwurf vorgesehenen Regelung 
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Anlagen bzw. Parame-

ter, für die die  

TA Luft 2002 bislang 

keine kontinuierlichen 

Messungen vorsieht, 

sollten weiterhin ent-

sprechende jährliche 

diskontinuierliche 

Emissionsmessungen 

(Einzelmessungen) 

ausreichen.  

  

 

(2) Bei Feuerungsanlagen mit ei-

ner Feuerungswärmeleistung von 

mindestens 5 Megawatt und 20 

höchstens 25 Megawatt ist die 

Massenkonzentration der Gesamt-

staub-Emissionen qualitativ konti-

nuierlich zu ermitteln. Absatz 7 

bleibt unberührt. 

[…] 

 

(5) Bei Feuerungsanlagen, die 

Entschwefelungsanlagen einset-

zen, ist die Massenkonzentration 

der Emissionen an Schwefeloxi-

den kontinuierlich jährlich zu 

ermitteln. 

[…] 

 

müsste jede gefasste Quelle mit mindestens einer quali-

tativen kontinuierlichen Überwachung ausgestattet 

sein. Nebenprozesse, wie z. B. die Abfüllung von 

Rauchgasreinigungsrückständen in Silos, erhöhen den 

Aufwand in diesen Anlagen unangemessen.  

 

Die Erhöhung der Anzahl an kontinuierlichen Messun-

gen im Vergleich zur TA Luft 2002 ist somit nicht er-

forderlich.  

 

Durch die Einführung von jährlich durchzuführenden 

diskontinuierlichen Emissionsmessungen (Einzelmes-

sungen) für Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswär-

meleistung von mehr als 20 MW würden sich der Auf-

wand und die Kosten bei der Überwachung erhöhen.  

 

  

34 BDI § 20 Absatz 4 

 

Kontinuierli-

che Messung 

 

Kohlen- 

monoxid 

Die bisherige Rege-

lung zur kontinuierli-

chen Messung von 

Kohlenmonoxid (bis-

her Regelung in der 

TA Luft) sollte beibe-

halten werden. 

§ 20 Absatz 4: 

 

„Bei Feuerungsanlagen mit einer 

Feuerungswärmeleistung von 2,5 

25 MW oder mehr ist die Massen-

konzentration der Emissionen an 

Kohlenmonoxid kontinuierlich zu 

ermitteln.“ 

Die deutliche Erweiterung des Anwendungsbereiches 

von kontinuierlichen Messverpflichtungen von früher 

25 MW auf jetzt 2,5 MW ist nicht nachvollziehbar, 

wenn man bedenkt, dass die MCP-Richtlinie die  

CO-Messung für alle Anlagen vor dem Hintergrund 

vorschreibt, dass die Richtlinie selbst zunächst keine 

CO-Emissionsbegrenzung vornimmt, sondern erst die 

etwaige Notwendigkeit von CO-Emissionsbegrenzun-

gen (u. a. durch Berichtspflichten der Mitgliedstaaten) 

prüfen soll. 

 

Einer Berichtspflicht könnte aufgrund der im MCP-

Verordnungsentwurf vorgenommenen Emissionsbe-
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grenzung jedoch ohne weiteres durch eine entspre-

chende Abschätzung aufgrund der Emissionserklärun-

gen nachgekommen werden. Auch die MCP-Richtlinie 

fordert lediglich eine Messung (im Rahmen der Emissi-

onserklärung), nicht jedoch eine kontinuierliche Über-

wachung. 

 

Da in Deutschland bereits im Vorfeld etwaiger europäi-

scher Regelungen Emissionsbegrenzungen für CO be-

stehen, ist es nicht nachvollziehbar, warum im Vorfeld 

eine noch nicht abgestimmte Feuerungswärmeleistung 

von 2,5 MW als Abgrenzungskriterium für kontinuier-

liche Messungen eingeführt und nicht die Weiterent-

wicklung der MCP-Richtlinie abgewartet wird. 

 

35 BDI § 20 Absatz 

6, neue Rege-

lung  

 

Kontinuierli-

che Messung 

SOX und 

NOX bei fes-

ten Brenn-

stoffen 

Da die MCP-Richtli-

nie keine kontinuierli-

che SOX - oder NOX -

Emissionsmessung 

fordert, soll die Be-

hörde für Bestandsan-

lagen im Einzelfall 

unter Zugrundelegung 

des Verhältnismäßig-

keitsgrundsatzes von 

dem Erfordernis einer 

kontinuierlichen Mes-

sung dieser Parameter 

absehen können  

(z. B. Betrieb der An-

lage nur über wenige 

Monate im Jahr).    
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36 BDI § 24 Absatz 7 

neu:  

Messhäufig-

keit bei Gas-

turbinenanla-

gen 

Für Gasturbinenanla-

gen sollte die Behörde 

bei Einzelmessungen 

entsprechend den Vor-

gaben der MCP-Richt-

linie die Perioden-

dauer verlängern kön-

nen und eine Aus-

nahme von der Min-

desthäufigkeit gemäß 

den BREF LCP 

Schlussfolgerungen 

einführen. 

§ 24 Abs. 7 neu einfügen: 

 

„Abweichend von den Absätzen 

1 und 2 sind wiederkehrende 

Messungen erst dann jedes Mal 

erforderlich, wenn die Betriebs-

stundenanzahl seit der letzten 

Überwachung  

- von 1500 Stunden bei Gastur-

binenanlagen mit einer Feue-

rungswärmeleistung von weni-

ger als 20 MW und  

- von 500 Stunden bei Gastur-

binenanlagen mit einer Feue-

rungswärmeleistung von  

20 MW oder mehr  

erreicht ist. 

Die regelmäßigen Messungen 

der Emissionen müssen in je-

dem Fall mindestens alle fünf 

Jahre durchgeführt werden. 

Die in Absatz 1 geforderte Min-

desthäufigkeit der Überwa-

chung gilt nicht in Fällen, in de-

nen der Anlagenbetrieb dem al-

leinigen Zweck der Durchfüh-

rung einer Emissionsmessung 

dienen würde.“ 

 

Die in Anlage III Teil 1 Nr. 2 der MCP-Richtlinie ent-

haltene Alternative zu den grundsätzlichen Messhäu-

figkeiten sollte insbesondere für Gasturbinen als Ar-

beitsmaschinen im Gastransportnetz bei Einsatz von 

Erdgas übernommen werden. 

 

Eine 1:1 Übernahme der Flexibilität der MCP-Richtli-

nie ist insbesondere für Gasturbinen im Erdgastrans-

portnetz und die Übernahme der Ausnahmeregelung 

aus den BREF LCP Schlussfolgerungen für die Fälle 

sinnvoll, in denen der Anlagenbetrieb dem alleinigen 

Zweck der Durchführung einer Messung dienen würde.  
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37 BDI § 25  

 

Messung 

 

Ammoniak 

Die Messungen für die 

Emissionen an Am-

moniak beim Vorhan-

densein einer 

SCR/SNCR-Einrich-

tung sollten gestrichen 

werden,  zumindest 

aber auf eine Einzel-

messung in Abständen 

von 3 Jahren reduziert 

werden. 

 

„Bei Feuerungsanlagen, die selek-

tive katalytische Reduktion oder 

selektive nichtkatalytische Reduk-

tion einsetzen, sind die Emissio-

nen an Ammoniak gleichzeitig 

mit den Emissionen an Stick-

stoffmonoxid und Stickstoffdi-

oxid per Einzelmessung in Ab-

ständen von 3 Jahren zu ermit-

teln.“ 

Diese Regelung ist unverhältnismäßig für mittelgroße 

Feuerungsanlagen. 

 

Im Vorschlag wird der Änderungshinweis gegeben, 

falls eine vollständige Streichung nicht angenommen 

wird. 

38 BDI § 28 

 

Kontinuierli-

che Messun-

gen 

Es sollte eine Rege-

lung in die MCP-Ver-

ordnung aufgenom-

men werden, wonach 

auf kontinuierliche 

Messungen verzichtet 

werden kann, wenn 

durch andere Prüfun-

gen sichergestellt wer-

den kann, dass die 

Emissionsbegrenzun-

gen eingehalten wer-

den. 

 

Absatz 8 neu: 

 

„Im Übrigen kann auf die konti-

nuierliche Messung der Emissio-

nen verzichtet werden, wenn 

durch andere Prüfungen, z. B. 

durch fortlaufende Feststellung 

der Wirksamkeit von Einrichtun-

gen zur Emissionsminderung, der 

Zusammensetzung von Brenn-  

oder Einsatzstoffen oder der Pro-

zessbedingungen, mit ausreichen-

der Sicherheit festgestellt  werden 

kann, dass die Emissionsbegren-

zungen eingehalten werden.“ 

 

Ein entsprechender Passus ist auch in der TA Luft 2002 

Nummer 5.3.3.1 enthalten: 

 

„Im Übrigen kann auf die kontinuierliche Messung der 

Emissionen verzichtet werden, wenn durch andere Prü-

fungen, z. B. durch fortlaufende Feststellung der Wirk-

samkeit von Einrichtungen zur Emissionsminderung  

(z. B. durch Messung der Brennkammertemperatur bei 

einer thermischen Nachverbrennung anstelle der Mes-

sung der Massenkonzentration der organischen Stoffe 

oder durch Bestimmung des Differenzdruckes bei fil-

ternden Abscheidern anstelle der Messung der Massen-

konzentration der staubförmigen Stoffe im Abgas), der 

Zusammensetzung von Brenn- oder Einsatzstoffen oder 

der Prozessbedingungen, mit ausreichender Sicherheit 

festgestellt werden kann, dass die Emissionsbegrenzun-

gen eingehalten werden.“ 
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39 BDI § 28 Absatz 1 

Satz 1 

 

Kontinuierli-

che Messun-

gen von CO 

nur für ge-

nehmigungs-

bedürftige 

Anlagen vor-

sehen 

 

 

Da die Anforderung 

nach § 28 Abs. 1  auf 

der entsprechenden 

TA Luft-Regelung ba-

siert, sollte sie ent-

sprechend auch auf 

genehmigungsbedürf-

tige Anlagen be-

schränkt werden und 

der Formulierung der 

gültigen TA Luft 

komplett entsprechen. 

§ 28 Abs. 1 Satz 1: 

„Emissionen von Kohlenmonoxid 

sind bei genehmigungsbedürfti-

gen Anlagen durch kontinuierli-

che Messungen zu ermitteln:  

- Kohlenmonoxid als Leitsub-

stanz zur Beurteilung des Aus-

brandes (bei Verbrennungspro-

zessen) ab 5 kg/h 

- Kohlenmonoxid in allen ande-

ren Fällen ab 100 kg/h.“ 

 

Für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen wäre die 

Ausrüstung mit kontinuierlicher Messtechnik unver-

hältnismäßig. 

40 BDI § 30 neue Re-

gelung 

 

Einzelmes-

sung 

Die Möglichkeit, bei 

Anlagen mit einer 

Feuerungswärmeleis-

tung von mehr als  

20 MW die zu den alle 

drei Jahre stattfinden-

den diskontinuierli-

chen Emissionsmes-

sungen zusätzlich hin-

zukommenden Mes-

sungen durch den Im-

missionsschutzbeauf-

tragten durchführen zu 

lassen, sollte in die 

Verordnung aufge-

nommen werden. 

 

§ 30 Absatz 9 neu: 

 

„Abweichend von Absatz 3 soll 

auf Antrag zugelassen werden, 

dass Einzelmessungen, die in ei-

nem kürzeren Intervall als  

3 Jahre durchzuführen sind, 

durch den Immissionsschutzbe-

auftragten durchgeführt wer-

den können, wenn dieser hierfür 

die erforderliche Fachkunde, 

Zuverlässigkeit und gerätetech-

nische Ausstattung besitzt.“ 

Hält die Behörde wegen Art, Menge und Gefährlichkeit 

der von der Anlage ausgehenden Emissionen Ermitt-

lungen auch während eines 3 Jahres-Zeitraums für er-

forderlich, so soll sie auf Antrag des Betreibers zulas-

sen, dass diese zusätzlichen Ermittlungen durch den 

Immissionsschutzbeauftragten durchgeführt werden, 

wenn dieser hierfür die erforderliche Fachkunde, Zu-

verlässigkeit und gerätetechnische Ausstattung besitzt.  

 

Diesen Punkt greift auch der Entwurf der TA Luft aus 

dem Jahr 2016 ff. auf. 
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41 BDI § 30 Absatz 6 

 

Einzelmes-

sung 

 

In § 30 Absatz 6 sollte 

klargestellt werden, 

dass, wenn Ergebnisse  

aus mehreren Einzel-

messungen vorliegen, 

der Mittelwert aus al-

len Einzelmessung ei-

nen Emissionsgrenz-

wert nicht überschrei-

ten darf. 

§ 30 Absatz 6 neuer Satz: 

 

„Die Emissionsgrenzwerte gelten 

als eingehalten, wenn kein Ergeb-

nis einer Einzelmessung einen 

Emissionsgrenzwert nach den § 8, 

§ 9, § 10 Absatz 1, 3, 4 und 5, § 

11, § 13, § 14, § 15 Absatz 2 bis 5 

und 8 bis 10, § 16 Absatz 1 bis 6 

und 8 bis 15 oder § 17 überschrei-

tet. Bei Vorliegen von Ergebnis-

sen aus mehreren Einzelmes-

sungen eines Luftschadstoffes 

ist Satz 1 auf den Mittelwert an-

zuwenden.“ 

 

Der vorgeschlagene Satz sollte eingefügt werden, um 

eine benachteiligende Festlegung gegenüber der Über-

wachung mittels kontinuierlicher Messung zu vermei-

den. 

42 BDI § 30 Absatz 8 

 

Einzelmes-

sung 

 

Für Anlagen und Luft-

schadstoffe, die bisher 

von Schornsteinfegern 

per Einzelmessung 

überwacht werden, ist 

sicherzustellen, dass 

diese Überwachungs-

pflichten auch weiter-

hin von Schornsteinfe-

gern durchgeführt 

werden dürfen. Dazu 

gehören z. B. Öl- und 

Gasfeuerungen mit 

weniger als 10 MW  

oder bis 20 MW bei 

Inbetriebnahme bis 

22. März 2010.    

§ 30 Absatz 8: 

 

„Abweichend von Absatz 3 kann 

der Betreiber die Einzelmessun-

gen bei nicht genehmigungsbe-

dürftigen mittelgroßen Feuerungs-

anlagen mit einer Feuerungswär-

meleistung 

 

- von weniger als 10 Megawatt 

zur Feststellung, ob die Anforde-

rungen nach den §§ 11, 12, 14  

und 17 erfüllt werden, 

- von mehr als 10 Megawatt  

und Inbetriebnahme bis  

22. März 2010 zur Feststellung, 

ob die Anforderungen nach den 

Das bewährte Vorgehen bei Einzelmessungen im Zu-

ständigkeitsbereich von Schornsteinfegern gemäß der 

1. BImSchV sollte nur auf Wunsch des Anlagenbetrei-

bers abgeändert werden. 
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§§ 10, 12, 13 und 17 erfüllt wer-

den, von einem Schornsteinfeger 

vornehmen lassen. 

§ 13 der Verordnung über kleine 

und mittlere Feuerungsanlagen 

vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 

38), die durch Artikel 16 Absatz 4 

des Gesetzes vom 10. März 2017 

(BGBl. I S. 420) geändert worden 

ist, ist zu beachten.“ 

 

43 BDI § 37 Absatz 1 

 

Übergangsre-

gelungen 

Die Übergangsrege-

lungen für bestehende 

Anlagen sollten mög-

lichst statt fünf Jahre 

nach Inkrafttreten der 

Verordnung auf acht 

Jahre nach Inkrafttre-

ten der Verordnung 

verlängert werden. 

 

Es sollte zusätzlich die 

Möglichkeit geregelt 

werden, über eine frei-

willige, verpflichtende 

Erklärung des Unter-

nehmens eine längere 

Frist gewährt zu be-

kommen.   

 

 Die Möglichkeit, über eine freiwillige, verpflichtende 

Erklärung des Unternehmens eine längere Frist gewährt 

zu bekommen, in der sich das Unternehmen z. B. ver-

pflichtet, bis zum einem bestimmten Datum auf einen 

anderen Brennstoff umzustellen oder die Anlage still-

zulegen, erhöht die Flexibilität. So kann auf zukünftige 

Ereignisse reagiert werden, die zum jetzigen Zeitpunkt 

nicht sicher abgesehen werden können.  
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